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Rechtsanwalt / Fachanwalt MedR Beschluss 

GESCANNT AM 

20, ÄUG. 2015 

60^3'S J " -  f/o-J'i 

in dem Rechtsstreit 

der Wohnungserbbauberechtigtengemeinschaft fflfftaMSHWfll&W, 
flafl, flaaapstBEgBSBpflEfoQftOtt, ggg$ &Q u nd tflap X>, <&S82ä 
®SS6£Bl6B0£b- gemäß anliegender Liste, vertr. d. Hausverwaltung $g$££&£&£@g& 
mmmmrn. vert.d.d. GF«teosî ®aßäJa@ö̂  ̂

Beklagte sowie 
Berufungskläger - soweit von Rechtsanw,̂ ffiÄßESSft<®ÖÜ®Ö vertreten 

Prozessbevoilmächtigte der Wohnungserbbauberechtigten 
R g r h t s a n w  

Gß86$ Frankfurt am Main, 
Geschäftszeichen: (!£3fiS2XiB93 

Prozessbevollmächtigter des Wohnungserbbauberechtigten 
Rechtsanwalt C W Q W M )  
Geschäftszeichen :^ßßB£SjD 

Prozessbevollmächtigter der übrigen Wohnungserbbauberechtigten: 
Rechtsanw. 
<8fas»«ngge»&, gOSgt) Frankfurt am Main, 
Geschäftszeichen: gSBSGMfSSffltt 

mit Ausnahme der sich selbst vertretenden Wohnungserbbauberechtigten: 

« o j ü t t s m s ß b m ,  «ßss# ®sxm& 

Beschluss volles Rubrum (EU_CB_OQ.DOT) 



<3Öĝ fi&S&<tgl«g3Br ®Q£E£8s, eSgßfî BttS© 6 6, «ßßffiflSaffläfiSSIS», 

o.msisa&eB^cagb 

%sssiss «EsaxsaanaB ŝssttso flt <SB» «SS, atBcaseKusb. <seaoBKt>, osBffiöceßassß Ä, 
®ga®®asi®afi(öa», 

gegen 

1. ffiEEaQEEiB, msmmo. s&ssas» ©scöäas aaesäßi 
2 « ^  REm̂ <üä®aäa©, S9ft«»a)MqEmi8ifiaB&aa. eaBasgaeaifflaftit ffiaRBfia. 
3. ®as&&«<Bfflässf,cBis®, &&, tgptä&@äföffi£fflgi>$cseia», ®2$B»eDsm$ese&, 
4. aaaiatisaî .flBamMmnqffiiift̂ s. wztmxmsekto. 

6. EBg£8,i6Ä6tom® I^SaWÖßMtofiie, 

7. amato<eiaas«si!8a, e&hmm&m&, m m  mem, 
9.<ffifĉ$®SB>«ÜSl9, <£s££S£te&föffite<%, «MÄöBä®» ,̂ 
10. %£tt̂ ^̂@B@tsstt3aasQefeet££ise@ai K»egi>«Eui>. o. «L t̂££̂t»&ssMeE@a «Ebâsfie9S£fiŝäQ0-
«fiKBSgsagte, 

12.«B®®8 ®öKMe, ®ĉ6̂@ĜEeîeecS)̂><93@̂c9£&effi9̂tK«s«̂Bfitt&e& 
13. «ffisp&gtag, ©ssasosöd», saajsasßfiöaar «&. ®, am fiSto, 

«̂.«cisffisaftfsâgagstQgGêGd.fEssŝQsiQOÊê), 
15.Qaümaiî D(iate. 
16. «öMtäätffit 

Kläger und Berufungsbeklagte 

®sä̂ «?d3 ®s>», mä&smmmm 
Kläger 

Prozessbevollmächtigter zu 1, 2, 3, 5, 7, 16: Rechtsanw. <&4|& âSSäUßSEiSäftS 
«a*pss&<nissto<t8, 
Geschäftszeichen: §29®ifySf̂  

Prozessbevoilmächtigte zu 4: Rechtsanw. €£Sffitt6BSäÄfî  
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Prozessbevoilmächtigte zu 6, 9, 10, 12, 14, 15: Rechtsanw. 

Prozessbevoilmächtigte zu 8: Rechtsanw. Q&StiBBBESS&igafäSSbjgb 
<®sa> @ êä$eB§a®®> 

Prozessbevollmächtigter zu 11: Rechtsanw. ß̂SSÖSBSäJöö̂  

Geschäftszeichen: 

Prozessbevollmächtigte zu 13: Rechtsanw.Qg^gjfejSfeÖöigßfiEfiSS^s^ 

Geschäftszeichen: 

werden die Berufungskläger darauf hingewiesen, dass die Kammer beabsichtigt, 
die Berufung durch einstimmigen Beschluss zurückzuweisen (§ 522 Abs.2 Satz 1 
ZPO). Sie erhatten Gelegenheit, binnen zwei Wochen Stellung zu nehmen und zu 
prüfen, ob es aus Kostengründen sinnvoll ist, die Berufung zurückzunehmen. Neu­
em Vortrag setzt die Prozessordnung sehr enge Grenzen. Gegen die beabsichtigte 
Zurückweisung der Berufung durch Beschluss ist gemäß §§ 522 Abs.3; 544 ZPO 
i.V.m. § 62 Abs.2 WEG kein Rechtsmittel gegeben. 

Gründe: 

Die Berufung hat nach Auffassung der Kammer keine Erfolgsaussicht. 

Soweit sich die Beklagten dagegen wenden, dass das Amtsgericht die Anfechtungsfrist -

soweit die Sache in der Berufungsinstanz angefallen ist - als gewahrt ansieht, so wendet 

sich hiergegen die Berufung ohne Erfolg. Denn es entspricht der Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofes, dass es dem Gericht - und nicht den Klägern - obliegt, zu prüfen, ob 

die Voraussetzungen des § 45 Abs. 1 WEG vorliegen, also die Klage an den Venwalter 

zuzustellen ist oder dies - ausnahmsweise - nicht der Fall ist. Sieht das Gericht den Ver­

walter als ausgeschlossen an, hat es seinerseits von Amts wegen einen Ersatzzustel-

lungsbevoilmächtigten zu bestellen (§ 45 Abs, 3 WEG). Warten die Kläger die Entschei­

dung des Gerichtes, an wen zugestellt wird und gegebenenfalls die Benennung eines Er­

satzzustellungsbevollmächtigten ab, verzögern sie den Rechtsstreit daher nicht vorwerfbar 

(vgl. BGH NZM 2011, 752 Rn. 7). Dem hat sich die Kammer bereits in der Vergangenheit 
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angeschlossen (Kammer WuM 2014, 428). Daher haben die Kläger im vorliegenden Falle 

mit der Einreichung der Klage und der Bezeichnung des damaligen Verwalters alles Erfor­

derlich getan, um eine Zustellung der Klage zu ermöglichen. 

Die weitergehende Berufung ist ohne Aussicht auf Erfolg. 

Die Beklagten greifen das Urteil hinsichtlich der vom Amtsgericht gewählten Begründung 

(Ungültigkeit des Beschlusses zu TOP 6, da nicht ordnungsgemäßer Verwaltung entspre­

chend) nicht an. Bereits aus diesem Grund kann die Berufung keinen Erfolg haben, denn 

hat das Erstgericht die Klage aus mehreren voneinander unabhängigen Gründen für ge­

rechtfertigt gehalten, liegt eine hinreichende Berufungsbegründung nur vor, wenn beide 

Gründe - für sich in ausreichender Weise - angegriffen werden (Zöller/Heßler § 520 Rn. 

37a rrtwN). Dies ist vorliegend nicht geschehen, die Bezugnahme auf das erstinstanzliche 

Vorbringen genügt insoweit nicht. / 

Letztlich kommt es hierauf aber gar nicht an. 

Das Amtsgericht hat den zu TOP 6 in der Erbbauberechtigtenversammlung vom 

31.08.2013 gefassten Beschluss zu Recht für ungültig erklärt, weil die Erbbauberechtigten 

und QBSfävon der Versammlung ausgeschlossen worden waren. 

Der unberechtigte Ausschluss eines Eigentümers oder einer anderen teilnahmeberechtig­

ten Person von der Versammlung steht hinsichtlich der Rechtsfolgen der Nichtladung 

gleich. Die in der Versammlung gefassten Beschlüsse sind im Rahmen der Anfechtungs­

klage für ungültig zu erklären, ohne dass es darauf ankommt, ob die in der Versammlung 

gefassten Beschlüsse auch bei Mitwirkung des ausgeschlossenen Eigentümers die erfor­

derliche Mehrheit gefunden hätte (Niedenführ, WEG, Kommentar, 11. Auflage, § 24, Rn. 

57 ; vgl. BGH NJW 2011, 679). Denn insoweit handelt es sich um einen schwerwiegenden 

Eingriff in den Kernbereich elementarer Mitgliedschaftsrechte, bei dem es nicht darauf an­

kommt, ob die Beschlüsse auch bei Anwesenheit der Wohnungserbbauberechtigten ent­

sprechend gefasst worden wären. 

Zutreffend ist das Amtsgericht davon ausgegangen, dass bereits nach dem unstreitigen 

Tatsachenvortrag der Parteien ein unberechtigter Ausschluss der Wohnungserbbaube­

rechtigten COM und QSESBfßE) von der Versammlung stattgefunden hat. Beiden wurde 

anlässlich der Auseinandersetzung um die Anerkennung von auf ausgestell­

ten Vollmachten der Qa&ttfö ^ftN&von dem Geschäftsführer der Verwalterin 
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ein Hausverbot erteilt, woraufhin sie aus dem Vorraum verwiesen wurden. Den - nach 

dem erstinstanzlichen Vortrag der Beklagten - durch den Geschäftsführer der Verwalterin 

erteilten „Platzverweis", welcher zur „Entfernung" der Erbbauberechtigten und 

V$S$98&aus dem Bereich vor dem Versammlungssaal durch Wegtragen von zwei Si­

cherheitsdienstmitarbeiter führte, konnten diese auch nicht anders verstehen, als dass sie 

hierdurch von der Teilnahme an der Versammlung ausgeschlossen werden sollten. Dass 

beide den „Platzverweis" auch so verstanden haben zeigt sich darin, dass die ihre Stim­

men und Vollmachten an den Erbbauberechtigten übertrugen. Im Übrigen ergibt 

sich auch aus der Klageerwiderung, dass der „Platzverweis" derart uneingeschränkt ge­
meint war. 

Stört ein Wohnungseigentümer den Ablauf einer Versammlung, kann er als Ultima Ratio 

und nur für den weiteren Verlauf von der Versammlung - also nicht präventiv - ausge­

schlossen werden. Voraussetzung einer solchen Ordnungsmaßnahme ist, dass der Ver-

sammlungsausschluss geeignet ist, die Störungen abzustellen und dass es kein milderes 

Mittel gibt, welches den Störungen in gleicher Weise entgegenwirkt. Ein milderes Mittel ist 

es etwa, einem Wohnungseigentümer das Rederecht zu begrenzen oder ganz zu entzie­

hen. Auch ein nur zeitweiser Ausschluss, bis sich der Wohnungseigentümer „beruhigt" hat, 

ist in Betracht zu ziehen (Jennißen, WEG, Kommentar, 4. Auflage, § 24, Rn. 74). 

Im Rahmen der Leitung der Versammlung durch den Vorsitzenden oder durch eine Ge­

schäftsordnung können zudem das Rederecht und das Fragerecht beschränkt werden 

(Jennißen, WEG, Kommentar, 4. Auflage, § 24, Rn. 75). 

Es kann dahin stehen, ob die Versammlung bereits begonnen hatte, als der rechtswidrige 
Ausschluss der Erbbauberechtigten,l|>W^und3®Rg$&188Mll!ierfolgte. Denn ein präventiver 

Ausschluss wäre ebenso rechtswidrig wie die Versagung der Teilnahme ohne zuvor milde­
ren Mittein den Vorzug einzuräumen. 

Dr. Zschieschack Reiche " 
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Frankfurt/Main, 
Beglaubigt, 

Urkundsboamtin der de! 
Urkundsbeamter der Gel 


